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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

AIS - Wi

zu Punkt … der 1004. Sitzung des Bundesrates am 7. Mai 2021

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Betriebsratswahlen 
und der Betriebsratsarbeit in einer digitalen Arbeitswelt 
(Betriebsrätemodernisierungsgesetz)

A 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik

empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 

Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat begrüßt das Vorhaben der Bundesregierung, die betriebliche 

Mitbestimmung zu modernisieren und sowohl die Bildung von Betriebsrä-

ten als auch die Rechte bestehender Betriebsräte zu stärken. 

b) Der Bundesrat unterstützt die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, den Schutz 

von Betriebsratswahlen zu verbessern und notwendige Rahmenbedingun-

gen zu schaffen für die Ausübung betrieblicher Mitbestimmung entspre-

chend den gegenwärtigen Anforderungen der Arbeitswelt. Der Bundesrat 

befürwortet insoweit insbesondere die Erweiterung der Betriebsratsrechte 

zur Ausgestaltung mobiler Arbeit, bei Einsatz Künstlicher Intelligenz und 

in Bezug auf die berufliche Bildung. 

c) Der Bundesrat bedauert, dass der Gesetzentwurf kein arbeitsrechtliches 

Verbandsklagerecht für Betriebsräte vorsieht und fordert im weiteren Ge-

setzgebungsverfahren, eine entsprechende Regelung zu ergänzen. 
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Begründung: 

Die Durchsetzung der Ansprüche und Rechte von Beschäftigten obliegt ge-
genwärtig der individuellen Geltendmachung. 

Durch Begründung eines allgemeinen arbeitsrechtlichen Verbandsklagerechts 
können Betriebsräte ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, in Vertretung der 
und des Beschäftigten gegen eine Arbeitgeberin und einen Arbeitgeber – über 
die Regelung des § 17 Absatz 2 des Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzes 
hinaus –, auf Feststellung eines Rechtsverstoßes beziehungsweise Gewährung 
eines streitigen Anspruches klagen. 

Ziel eines solchen Verbandsklagerechts des Betriebsrates ist es, individuellen 
Hemmnissen und Vorbehalten bei der Durchsetzung und Einhaltung gesetzli-
cher Arbeitsbedingungen zu begegnen, wie zum Beispiel Mindestentgeltbedin-
gungen, Kündigungsschutzbestimmungen oder Ansprüchen auf Arbeitszeitge-
staltung. Durch das Verbandsklagerecht können Zugangsbarrieren zu Rechts-
schutzinstitutionen und Defizite bei der Durchsetzung bestehender Rechte re-
duziert werden.

2. Zu Artikel 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, inwieweit 

für Betriebe mit in der Regel 101 bis 200 wahlberechtigten Arbeitnehmern im 

Rahmen des vereinfachten Wahlverfahrens eine Frist von zwei Wochen für die 

zweite Wahlversammlung vorgesehen werden kann. 

Begründung: 

Durch die Anhebung der Schwellenwerte für die Anwendung des vereinfachten 
Wahlverfahrens muss im Rahmen einer Wahlvorbereitung gegebenenfalls eine 
größere Anzahl von Mitarbeitern informiert werden, als dies bislang der Fall 
ist. Das ist (zeit-) aufwendig. Daher sollte eine Änderung der Frist für die zwei-
te Wahlversammlung geprüft werden. Es erscheint angemessen, bei Betrieben 
mit in der Regel 101 bis 200 Arbeitnehmern, diese Frist auf zwei Wochen zu 
verlängern, um dem genannten Mehraufwand Rechnung zu tragen.

3. Zu Artikel 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, inwieweit 

durch gesetzliche Regelungen sichergestellt werden kann, dass der Zeitpunkt 

der Betriebsratswahlen nicht zeitlich immer weiter nach vorne rückt.

Begründung: 

Nach § 13 des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) finden Wahlen zum Be-
triebsrat alle vier Jahre in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Mai statt. 

juris Lex QS
02062024 ()



- 3 - Empfehlungen, 271/1/21 

Nach § 21 BetrVG beträgt die regelmäßige Amtszeit des Betriebsrates vier Jah-
re. Sie beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder wenn zu diesem 
Zeitpunkt noch ein Betriebsrat besteht mit Ablauf von dessen Amtszeit. Da Be-
triebsräte vermeiden möchten, dass es im Zusammenhang mit Betriebsratswah-
len zu einer betriebsratslosen Zeit kommt, werden die Wahlen zum nächsten 
Betriebsrat in der Regel früher angesetzt, als die Amtszeit des alten Betriebsra-
tes endet. Dies führt dazu, dass die jeweilige Wahl zeitlich früher stattfindet als 
die vorangegangene Wahl. Damit verschiebt sich der Termin innerhalb des 
Zeitraums 1. März bis 31. Mai zeitlich immer weiter nach vorne. Das sollte 
vermieden werden.

B 

4. Der Wirtschaftsausschuss

empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 

des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.
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